
Weder Regierung noch 
Opposition haben in den 
letzten Tagen eine glück-
liche Figur gemacht. Eine 
klare Linie ist auf beiden 
Seiten nicht zu erkennen. 
Und abseits des Ge-
schrei der Lobbyisten ü-
ber konkrete Maßnah-
men ist es vor allem 
die Berechenbarkeit 
von Politik, die die 
Menschen erwarten 
können. 

Erst Bundeskanzler 
Gerhard Schröder 
konnte die Aussagen 
w i ch t i ge r  SPD-
Vertreter, man sehe 
keine Notwendigkeit 
zu Strukturreformen, 
wieder einfangen. Es 
bleibt dabei: Mit den ak-
tuellen Gesetzen werden 
der Staatshaushalt und 
die sozialen Sicherungs-
systeme stabilisiert, um 
dann bis Ende 2003 die 
grundlegenderen Refor-
men beginnen zu kön-
nen. Eine andere Politik 
würde die SPD in eine 
Sackgasse führen. 

Die Bündnis-Grünen er-
schöpfen sich in starken 
Sprüchen. Da wird gera-
de erst eine Reformkom-

mission eingesetzt, die 
im breiten Dialog bis 
Herbst 2003 Vorschläge 
zur integrierten Reform 
der sozialen Sicherungs-
systeme vorlegen soll. 
Schon wollen sich die 
Grünen nicht mehr an 
den gerade verabredeten 

Zeitplan halten. Stattdes-
sen wird die Vorlage ei-
nes eigenen Vorschlags 
schon im Frühjahr ange-
kündigt, der dann schnell 
zu einer Verhärtung von 
Fronten in der Reform-
kommission mit sich 
bringen könnte. 

Die FDP muss sich zu-
nächst selbst wieder fin-
den, bevor sie sich auf 
eine Suche nach einer 
politischen Linie machen 
kann. Bis dahin versu-
chen Westerwellchen & 

Co, sich in Beschimpfun-
gen und persönlichen Dif-
famierungen nicht zu 
sehr von CSU/CDU über-
treffen zu lassen. Die 
Auftritte im Parlament 
und Talkshows werden 
immer peinlicher. 

CDU-Vorsitzende 
und CSU-Sprecher 
haben es in der 
Hauptdebatte des 
Bundestages tat-
sächlich geschafft, 
in 90 Minuten Re-
de keinen einzigen 
eigenen Vorschlag 
zu machen. Per-
sönliche Angriffe 
auf Regierungsmit-
glieder und die 

Verbreitung von Unwahr-
heiten über die Situation 
in Deutschland waren 
das Einzige, wozu die 
Opposition fähig war. Zu-
nehmend wird diese 
Schwäche auch Thema 
der Medien. Und bei al-
lem Respekt: Den über-
führten Lügner Roland 
Koch als Vorreiter bei der 
Forderung nach einem 
U n t e r s u c h u n g s a u s -
schuss sehen zu müs-
sen, bereitet mir noch im-
mer politisches Übelkeit. 

Regierung und Opposition müssen Linie erst noch 
finden 
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wir die Attraktivität der Flussland-
schaften und leisten einen wichti-
gen Beitrag zur Tourismusförde-
rung. Allein im vergangenen Jahr 
haben über zwei Millionen Men-
schen Urlaub mit dem Fahrrad ge-
macht. Fahrradurlaube an Flüssen 
mit bereits vorhanden Radwegen 
erfreuen sich großer Beliebtheit.  
Der ADFC soll in die Planungen 
einbezogen werden, um zum Bei-
spiel vorrangig Lückenschlüsse o-
der neue Strecken des Radwege-
netzes festzulegen.  

Kommunen sind in der Lage, die 
mit der Verkehrssicherungspflicht 
verbundenen Kosten für die Erhal-
tung der Radwege zu erbringen. 
Daher wollen wir unter anderem 
die Ausweisung der Wirtschafts-
wege als Radwege fördern.  
Mit der Förderung von Radwegen 
an Wasserstraßen entsteht eine 
sinnvolle Ergänzung zu dem be-
reits im vergangenen Jahr aufge-
legten Programm zur Förderung 
von Radwegen an Bundesstraßen, 
die der zunehmenden Bedeutung 
des Radverkehrs gerecht wird.  
Mit geringem Aufwand und gerin-
gen Mitteln können so die schö-
nen Landschaften an Flüssen und 
Kanälen umweltfreundlich er-
schlossen werden. Damit steigern 

Wege an Flüssen und Kanälen 
sollen künftig stärker als Radwege 
genutzt werden können. Der Aus-
bau oder die Umnutzung vorhande-
ner Wege an Bundeswasserstra-
ßen soll durch Bundesmittel geför-
dert werden. Dies wollen wir im 
Haushalt 2003 verankern.  
Entlang des bundesdeutschen 
Wasserstraßennetzes befinden 
sich beispielsweise 10.000 km Be-
triebswege, die in der Zuständig-
keit der Wasser- und Schifffahrts-
direktion (WSV) liegen und nur auf 
eigene Gefahr benutzbar sind.  
Ein Teil davon lässt sich problem-
los in das Radwegenetz integrie-
ren. Zu diesem Zweck schließen 
schon heute interessierte Gemein-
den mit der WSV so genannte Ge-
stellungsverträge. Aber nicht alle 
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Bundeshaushalt 2003 
Die Ausgaben steigen 2003 von ge-
planten 247,9 Milliarden Euro auf 
252,5 Milliarden Euro. Die Steuer-
einnahmen fallen 2003 um 2,6 Milli-
arden Euro geringer aus als vorher-
gesehen. Dies ergibt sich aus: 
•konjunkturbedingten Minderein-
nahmen (8,9 Milliarden Euro),  

•Mehreinnahmen aus dem Flutop-
fersolidaritätsgesetz (rund 3 Milli-
arden Euro)  

•Ausgaben für die Zuführung des 
Bundesanteils an den Fonds Auf-
bauhilfe (3,5 Milliarden Euro)  

•Mehreinnahmen aus dem Abbau 
von Steuervergünstigungen und 
Ausnahmeregelungen sowie die 
Fortentwicklung der Ökosteuer 
2003 von rund 3 Milliarden Euro.  

Eine nachhaltige Finanzpolitik darf 
nicht nur von einer reinen Sparpoli-
tik geprägt sein, sondern muss die 
Strukturen des Bundeshaushalts 
nachhaltig verbessern. Deshalb ver-
binden wir Konsolidierung mit ges-
taltender Politik auch im Bundes-
haushalt 2003:  
•Unsere wirtschafts- und arbeits-
marktpolitische Strategie zielt auf 
eine Belebung des Arbeitsmarktes 
durch Erschließung neuer Be-
schäftigungsmöglichkeiten und ei-
ner verbesserten Arbeitsvermitt-
lung. Mit der Umsetzung der Vor-

schläge der Kommission "Moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt" 
beginnen wir die größte Arbeits-
marktreform der Nachkriegsge-
schichte, die sowohl die Ausgaben 
als auch die Einnahmen des Bun-
deshaushalts nachhaltig verbessert.  

•Der Abbau von unangemessenen, 
ökonomisch fragwürdigen und ökolo-
gisch schädlichen Steuervergünsti-
gungen ist ein Beitrag zur Steuerver-
einfachung, zu Transparenz und 
Haushaltskonsolidierung.  

•Zukunftsichernde Ausgaben für Fa-
milie, Bildung, Forschung und Infra-
struktur werden trotz der erheblichen 
konjunkturbedingten Haushaltsbelas-
tungen auf hohem Niveau gehalten 
oder verstärkt. Der Bund stellt bis 
zum Jahr 2007 insgesamt ein Investi-
tionsvolumen von vier Milliarden Euro 
für zusätzliche 10.000 Ganztags-
schulen bereit. Der Etat des Bundes-
ministeriums für Bildung und For-
schung wird durch die erste Rate der 
Mittel für Ganztagsschulen (300 Mil-
lionen Euro) um 3,7 Prozent gestei-
gert.  

•Mit der Verschiebung der für 2003 
vorgesehenen Steuerreformstufe in 
das Haushaltsjahr 2004 sowie mit 
einer befristeten Erhöhung der Kör-
perschaftssteuer können wir den 

Wiederaufbau der Infrastruktur 
nach der Hochwasserkatastrophe 
vom August 2002 solide finanzie-
ren. Die finanziellen Belastungen 
werden damit sozial gerecht ge-
schultert und nicht zu Lasten zu-
künftiger Generationen verscho-
ben.  

•Durch die Programme "PRO IN-
NO" und "NEMO" (Netzwerk ma-
nagement-Ost) werden die Innova-
tionsfähigkeit der mittelständi-
schen Wirtschaft verbessert und 
insbesondere in den neuen Län-
dern die Kooperation und Netz-
werkbildung von kleinen und mitt-
leren Unternehmen unterstützt.  


